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„Notfallversorgung 2.0“ – mit diesem Titel 
setzte der Ausschuss „Ambulant-stationäre 
Versorgung“ seine Befassung mit diesem The-
ma wie schon im Vorjahr fort. Diskutiert wur-
den die aktuellen Entwicklungen in der am-
bulanten notfallmedizinischen Versorgung. 
Diskussionsgrundlage waren nicht nur die 
eigenen ärztlichen Erfahrungen der Work-
shopteilnehmer, sondern auch der Vortrag von 
Tobias Herrmann, einem Vertreter des AQUA-

Instituts für angewandte Qualitätsförderung 
und Forschung im Gesundheitswesen, welches 
in einem Gutachten eine ausführliche Analyse 
und Handlungsempfehlung zur ambulanten 
Notfallversorgung erstellt hat.

Hintergrund ist, dass in den vergangenen Jah-
ren immer mehr Patienten die notfallmedizini-
sche Versorgung, insbesondere an den Kran-
kenhäusern, in Anspruch genommen haben. 
Schätzungen gehen davon aus, dass aktuell 
jährlich ca. 20 bis 25 Millionen Menschen als 
Notfallpatienten sowohl in Kliniken, Bereit-
schaftsdiensten bzw. in ärztlichen Praxen  
vorstellig werden. Der Gesetzgeber hat im 
Krankenhausstrukturgesetz 2016 auf diese 
Entwicklung reagiert und die Kassenärztlichen 
Vereinigungen verpflichtet, an Krankenhäu-
sern, die von vielen ambulanten Notfallpati-
enten aufgesucht werden, Notdienstpraxen 
einzurichten. Daneben hat der Gemeinsame 
Bundesausschuss (G-BA) im Auftrag des Bun-
desgesetzgebers bis Ende 2016 ein abgestuftes 
System der Strukturen einer Notfallversorgung 
an den Kliniken zu erarbeiten.

Einhellig wurde festgestellt, dass es vielen Pati-
enten schlichtweg unklar ist, wer für sie im Sys-
tem zuständig ist. Die Frage, die sich in diesem 
Zusammenhang stellt, ist, ob bzw. wie eine Pati-
entensteuerung zu bewerkstelligen wäre. Häufig 
seien den Patienten zum Beispiel die einheitliche 
Telefonnummer der Notdienstzentrale (116 117) 
nicht bekannt. Daher – so die einhellige Meinung 
des Workshops – sollten verstärkt Kampagnen 
geschaltet werden, um diese Telefonnummer in 
der Bevölkerung bekannter zu machen. Ebenso 
wurden die verschiedenen Triage-Systeme zur 
Ersteinschätzung des Behandlungsbedarfs und 
die Verträge zur Kooperation und Vergütung 
zwischen Klinik und Kassenärztlicher Vereini-
gung zur Patientensteuerung ins Feld geführt.

Der Ausschuss legt dem 75. Bayerischen Ärzte-
tag als Ergebnis seines Workshops in Form ei-
nes Entschließungsantrags ein „Memorandum 
of understanding zur Weiterentwicklung der 
Notfallversorgung“ vor.
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Workshop I – Ausschuss „Ambulant-stationäre Versorgung“

Der diesjährige Workshop des Ausschusses 
„Angestellte Ärztinnen und Ärzte“ mit dem Ti-
tel „Nebenwirkungen der Ökonomisierung im 
Gesundheitswesen – denn sie wissen nicht, was 
sie tun?“ fokussierte mit zwei Arbeitsgruppen 
auf folgende Unterthemen:

» Individuum mit ganzheitlichen Bedürfnis-
sen oder Produktionsgut – wie verändern 
die Rahmenbedingungen den Blick der Mit-
arbeiter im Gesundheitswesen auf den Pati-
enten?

» „P4P“ und Qualität: Messen wir das, was wir 
messen wollen? 

Von der ersten Arbeitsgruppe wurden zwei 
später positiv beschiedene Entschließungsan-
träge erarbeitet:

Ärztliche Entscheidungen wie Indikations-
stellung müssen unabhängig von den ökono-
mischen Zwängen eines Fallpauschalensys-
tems erfolgen.
Hiermit wird der Gesetzgeber (erneut) aufge-
fordert, das DRG-System durch ein bedarfsge-
rechtes, am Patientenwohl orientiertes Kran-
kenhausfinanzierungssystem zu ersetzen.

Bewahrung des freien Arztberufes durch  
Minimierung ökonomischer Anreize.
Hiermit werden alle Ärztinnen und Ärzte auf-
gerufen, die Problematik ökonomischer An-
reize für ärztliche Entscheidungen bewusst 
wahrzunehmen, um ihnen entgegentreten zu 
können.

Von der zweiten Arbeitsgruppe wurden zwei 
ebenfalls positiv beschiedene Entschließungs-
anträge erarbeitet: 

Keine neuen Qualitätsexperimente zu Lasten 
der Patienten und Krankenhäuser – Konzept 
der „Planungsrelevanten Qualitätsindika-
toren“ als ergebnisoffenes Experiment be- 
greifen.
Der Bayerische Ärztetag spricht sich dafür 
aus, das vom Institut für Qualitätssicherung 
und Transparenz im Gesundheitswesen (IQTIG) 
im „Vorbericht Planungsrelevante Qualitäts-
indikatoren“ beschriebene Konzept zunächst 
ergebnisoffen zu evaluieren, um die Schaf-
fung von Fehlanreizen wie beim DRG-System 
zu vermeiden.

Die Verknüpfung von Qualitätssicherung und 
Finanzierung führt nicht unbedingt zu besse-
rer Qualität.
Die Ärzteschaft warnt davor, dass die Aufwer-
tung zwangsläufig punktueller Qualitätsindi-
katoren zu Fehlanreizen führt, weil die Fixie-
rung aller an der Versorgung Beteiligten auf die 
gemessenen Indikatoren die Vernachlässigung 
anderer wichtiger Aspekte der Behandlung zur 
Folge hat. 
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